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Europa morgen und übermorgen -
die Weichen werden heute gestellt 

R INSTITUT 

Am Neujahrstag 1993 sollen die 
zwischen den Staaten der Europäi­
schen Gemeinschaft noch beste­
henden Schranken für Menschen, 
Waren, Dienstleistungen und Ka­
pital fallen. Damit würde die vor 
dreißig Jahren begonnene wirt­
schaftliche Integration Europas 
beträchtlich vorangebracht und 

^ e r größte Markt der westlichen 
PVelt mit mehr als 320 Millionen 

Verbrauchern entstehen. 

Noch wird dieses Europa mit einer 
unübersichtlichen Großbaustelle 
verglichen. Doch so viel steht fest: 
Der Binnenmarkt wird sehr viel 
mehr in Bewegung bringen als 
seine Bewohner sich das heute 
vorstellen. Er wird Standorte und 
Produktionsweisen verändern, 
Handelsströme umleiten und neue 
Dienstleistungen entstehen lassen. 
Vor allem aber wird er eingefahre­
ne wirtschaftliche Gewohnheiten 
und Denkweisen erschüttern und 
damit das gesellschaftliche Gefüge 
selbst tief berühren. 

WVor diesem Hintergrund liegen 
Hoffnungen und Befürchtungen 
dicht beieinander: Auf der einen 
Seite die hochgerechneten Erwar­
tungen von mehr Wachstum, Be­
schäftigung und Wohlstand, auf 
der anderen Seite die Ängste vor 
Existenzbedrohung, vor Verlust 
des gewohnten Arbeitsplatzes und 
letztlich vor den Veränderungen 
selbst. So schwankt die öffentliche 
Meinung zum schrankenlosen 
Europa zwischen unreflektierter 
Euphorie und tiefsitzender Skep­
sis. Beide Einstellungen sind glei­
chermaßen fruchtlos. 

Gebraucht wird etwas ganz ande­
res - kühne Vision und nüchterne 
gestalterische Kraft in allen Teilen 
der Gesellschaft: Bei Politikern, 
Unternehmern und Arbeitneh­

mern, in Schulen und Ausbil­
dungsstätten, bei Verbänden und 
Individuen. Denn dieses im Bau 
befindliche Europa ist keineswegs 
fertig - in seinem politischen 
Endzustand noch nicht einmal auf 
dem Reißbrett. Es kann und muß 
also gestaltet werden. Dabei 
kommt es entscheidend darauf an, 
dem Bauwerk die richtige ökono­
misch fundierte Statik zu geben, 
damit es die Hoffnungen und Er­
wartungen auch tragen kann. Dazu 
sind klare ordnungspolitische Vor­
stellungen und Konzentration auf 
das Wesentliche erforderlich. 

Paradoxerweise hat gerade die ge­
genwärtige Informationsflut zum 
Thema Europa den Blick für die 
alles entscheidenden Strukturfra­
gen eher getrübt als geschärft. Um 
so mehr kommt es darauf an, das 
Wesentliche vom Unwesentlichen 

Mfo 
Erscheint auch in englischer und 
französischer Fassung 

zu unterscheiden, Zweck und 
Mittel auseinander zu halten und 
alle Kraft auf diejenigen tragen­
den Teile des Bauwerks Europa zu 
konzentrieren, von denen sein 
künftiges Schicksal und das seiner 
Bewohner abhängt. 

Wettbewerb zulassen ... 

Der dauerhafte Erfolg des Binnen­
markts - und damit die Chancen 
der Europäer in einer rasch aufho­
lenden Welt - stehen und fallen mit 
der Wirtschaftsordnung, unter die 
er gestellt wird. Die Alternativen 
sind leicht zu erkennen: Entweder 
Europa wird ein verwaltungswirt­
schaftlich ausgerichtetes Gebilde 
mit uniformen Vorschriften, Re­
gulierungen und Standards oder es 
entwickelt sich zu einem Europa 
des Wettbewerbs, das der mündige 
Bürger über sein Marktverhalten 
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ganz wesentlich mitprägt. Wer die 
Effizienz- und Demokratieeinbu­
ßen bürokratisch gesteuerter Wirt­
schaft kennt, kann nur für eine 
Wettbewerbsordnung plädieren. 
Dabei ist Wettbewerb in einem 
ganz umfassenden Sinn zu begrei­
fen: Als Existenzbedingung und 
Motor einer freien Gesellschaft 
und als Voraussetzung für wohl­
standschaffenden Produktivitäts­
fortschritt. Einem so verstandenen 
Wettbewerb konsequent die Türen 
zu öffnen und offenzuhalten, ist 
eine der großen Aufgaben, die 
Europas politische und gesell­
schaftliche Kräfte zu leisten ha­
ben. Und sie erfordert ständige 
Wachsamkeit und Standfestigkeit. 
Denn der allem Lebendigen und 
deshalb auch der Ökonomie eigene 
Prozeß "kreativer Zerstörung" 
(Schumpeter), der Altes absterben 
und an seiner Stelle Neues entste­
hen läßt und der auch eine Volks­
wirtschaft zu höherem Reifegrad 
entwickelt, blieb noch nie ohne 
Gegenwehr. 

Wann immer, jetzt und künftig, 
hergebrachte Strukturen und 
Branchen, überkommene Einstel­
lungen und Verhaltensweisen 
durch diesen Prozeß Gefährdung 
wittern, werden sie Staat und Po­
litik massiv bedrängen, den bishe­
rigen Zustand aufrechtzuerhalten 
- auch gegen das Votum des 
Marktes und auf Kosten des Allge­
meinwohls. 

Diese aus rationalen und irrationa­
len Quellen gespeisten Behar­
rungskräfte sind nicht zu unter­
schätzen, die nahezu unbegrenzten 
Spielarten des staatlichen Inter­
ventionismus noch viel weniger. 
Die laufenden Markteingriffe auf 
nationaler Ebene, bei denen sich 
die Bundesrepublik mit ihrem 
Regulierungs- und Subventions­
apparat besonders unrühmlich 
hervortut, sind warnende Beispie­
le für hoheitliches Eingreifen in 
das sich zwischen volljährigen 

Bürgern abspielende Marktgesche­
hen und für die daraus herrühren­
de sinnlose Ressourcen-Ver­
schwendung zum Schaden aller. 
Wenn es nicht gelingt, für den 
Binnenmarkt statt administrativer 
Steuerung die dezentrale Lenkung 
über den Wettbewerb durchzuset­
zen, kann dieser Markt die Erwar­
tungen nicht erfüllen. Diese Zu­
sammenhänge allgemein ver­
ständlich und, mehr noch, akzep­
tabel zu machen, ist eine Dauer­
aufgabe von Wissenschaft, Wirt­
schaft und Politik. 

Die zukünftige Verteilung der 
Binnenmarkt-Gewinne (oder -
Verluste) hängt eben nicht nur von 
der Anpassungsbereitschaft der 
Unternehmen, der Qualifikation 
und Leistungsbereitschaft der Ar­
beitenden ab. Entscheidend ist das 
wirtschafts-, sozial- und struk­
turpolitische Umfeld. Zwar kann 
die Wirtschaftspolitik die Anpas-
sungs- und Leistungsbereitschaft 
nicht verordnen. Aber sie muß die 
Hindernisse aus dem Wege räu­
men, die Innovationen und Lei­
stungsstreben im Wege stehen. 

Vorrang für Wettbewerb heißt 
daher: Das heute in den einzelnen 
Staaten vorhandene Dickicht von 
Regulierungen und Markteingrif­
fen muß im Hinblick auf 1993 
beträchtlich gelichtet werden. Es 
gilt, gerade da konsequent auf 
Strukturanpassung zu setzen, wo 
bislang Strukturverwaltung vor­
herrschte. In der Bundesrepublik 
mit ihrem hohen Anteil regulierter 
Märkte besteht dafür besonderer 
Nachholbedarf. Sonst wird sie un­
glaubwürdig. 

Vorrang für Wettbewerb bedeutet 
auch Nachrang für verordnete 
Harmonisierungen. So groß die 
Versuchung europäischer Büro­
kratien auch sein mag, für mög­

lichst viele Bereiche gleiche Nor­
men und Richtlinien vorzuschrei­
ben - das durchgängige Prinzip 
muß lauten: So viel Spielraum wie 
möglich, nicht mehr an dekretier­
ter Angleichung als nötig. Wer im 
Einzelfall eine bürokratische Har­
monisierung für notwendig erach­
tet, trägt dafür die Beweislast, 
nicht umgekehrt. 

Freilich ist es, als Ausnahme von 
der Regel, auf bestimmten Feldern 
geboten, Mindestnormen hoheit­
lich festzulegen. Weniger um 
unmündige Nachfrager zu schüt­
zen als um Schäden zu vermeiden, 
wie sie etwa durch ansteckende 
Krankheiten, durch unverant­
wortlichen Umgang mit der 

...und verordnete 
Harmonisierungen beschränken 

Marktzugang muß also in erster 
Linie durch gegenseitige Anerken­
nung nationaler Standards und 
Regeln garantiert werden. Ein™ 
alles erfassende Rechtsharmoni­
sierung ist dazu nicht erforderlich 
und im Interesse der mündigen 
Marktteilnehmer nicht einmal 
wünschenswert. Ob deutsche 
Spaghetti oder italienisches Bier: 
Nach dem Ursprungsland-Prinzip 
sollten ab 1993 alle Produkte bin­
nenmarktfähig sein, die den Nor­
men des jeweiligen EG-Herstel­
lerlandes entsprechen. 

Im übrigen dürfte die Tolerierung 
des nationalen Standards ohnehin 
zu einer faktischen Angleichung 
führen, weil die im Gesamturteil 
der Käufer verbrauchergerechte­
sten Normen sich weitgehend! 
durchsetzen werden. Experten™ 
kommissionen können demgegen­
über viel weniger verläßlich sagen, 
welcher Standard für den zukünf­
tigen Binnenmarkt am geeignet­
sten ist. Sie halten mit ihren sche­
matisch getroffenen Festlegungen 
die Entwicklung oft auf niedrige­
rem Stand, als es im Interesse des 
Verbrauchers nötig und unter 
Wettbewerbsbedingungen auch 
möglich wäre. 
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Umwelt oder durch Gefährdungen 
im Verkehr entstehen. Hier müs­
sen, soweit marktwirtschaftliche 
Anreizsysteme nicht reichen, kla­
re, allgemein verbindliche Regeln 
und Haftungen festgelegt werden. 
Doch darf selbst in solchen Fällen 
die Harmonisierung nicht zum 
Anlaß genommen werden, die 
Gemeinschaft nationaler Märkte 
unter eine europäische Superbe-
hörde zu stellen. Dafür fehlt nicht 
nur die demokratische Legitima­

t ion . Es müßte nach der Erfahrung 
Jmit der europäischen Agrarord-

nung auch befürchtet werden, daß 
eine mit weitreichenden Kompe­
tenzen ausgestattete Behörde die 
Märkte mit einem Übermaß an 
Regulierungen überziehen würde. 
Für neue "Marktordnung" aber 
besteht gewiß kein Bedarf. 

Vorrang des Wettbewebs, Abbau 
von Regulierungen und weise Be­
schränkung des Harmonisierens 
auf das Notwendige - diese 
Grundtendenz muß, wenn sie 
Wirkung zeigen soll, für alle den 
Binnenmarkt bestimmenden Teil­
bereiche gelten, von denen in der 
Folge einige genannt sind. Allem 
voran aber muß der völlige Abbau 
der offenen und verborgenen 
Handelsschranken treten. 

Handelsschranken niederlegen 

Obwohl der EG-Binnenhandel fast 
aller Mitgliedstaaten in der Ver­
gangenheit erheblich zugenommen 
hat (siehe Grafik), stehen zwischen 
ihnen noch viele Arten von Han­
delsschranken. Zwar wurden die 
Binnenzölle abgeschafft, an ihre 
Stelle aber häufig andere Handels­
hemmnisse gesetzt. 

Begründet wird das mit Anforde­
rungen von Verbrauchersicher­
heit, Gesundheitsrücksichten und 
Umweltschutz. Da diese Regelun­
gen jedoch von Mitgliedsland zu 
Mitgliedsland ganz unterschiedlich 
ausfallen, haben sie starke protek-

tionistische Wirkungen: Sie zwin­
gen die Unternehmen häufig dazu, 
für einzelne Teilmärkte spezielle 
Produkte zu entwickeln und anzu­
bieten. Folge ist eine ineffiziente 
Zersplitterung der Produktions­
verfahren wie der Beschaffungs­
und Vertriebssysteme. Weitere 
Nachteile liegen in der Notwen­
digkeit vergrößerter Lagerhaltung 
sowie in höheren Garantierisiken 
im Rahmen der Produkthaftung. 
Aus diesem Grunde beschränken 
sich viele, vor allem kleinere Un­
ternehmen auf das begrenzte na­
tionale Absatzgebiet. In beiden 
Fällen entstehen Einbußen, für die 
letztlich der Verbraucher drauf­
zahlen muß. Angesichts der Viel­
zahl nationaler Anforderungen an 
Produktausgestaltung oder Her­
stellungsverfahren - allein auf in­
dustriellem Gebiet gibt es im Be­
reich der EG gegenwärtig mehr als 
100.000 derartige voneinander ab­
weichende Vorschriften - ist der 
ganze Einfallsreichtum, der bis­
lang der Errichtung neuer Han­

delshemmnisse galt, künftig auf 
deren Beseitigung zu lenken. Die 
Niederlegung solcher nicht-tarifä-
rer Schranken zählt zum Kern des 
EG-Integrationsprojekts. 

Der gemeinsame Binnenmarkt er­
fordert aber nicht nur die Beseiti­
gung der materiellen Schranken in 
Form von Grenzkontrollen und die 
Aufhebung der technischen Bar­
rieren in Form von nationalen 
Regelungen. Er verlangt außer­
dem, was hier lediglich angerissen 
werden kann, durchgängige Libe­
ralisierung in nahezu allen Berei­
chen des Wirtschaftsgeschehens. So 
wird der Dienstleistungsverkehr 
derzeit noch stark durch unter­
schiedliche und komplexe nationa­
le Regulierungssysteme behindert. 
Auch der Kapitalverkehr ist in der 
EG noch eingeschränkt. Darüber 
hinaus müssen, Schritt für Schritt, 
die Niederlassungsfreiheit für 
Selbständige durch gegenseitige 
Anerkennung von Qualifikations­
nachweisen gewährleistet und 

Der Binnenhandel der EG-Staaten in 

GB 

E 

P 

NL 

I 

IRL 

F 

GR 

D 

DK 

B/L 

Quell 

L 1 4 9 > 2 

, 2 1 , 8 

l - L _ M - ' 5 9 

J46,9 

^ 3 8 , 8 

^]58,3 

] 56 
^ 3 4 , 5 

"J 60,4 
1130,9 

j 50,9 

152,6 
3 37,9 

J48,5 
^ 5 9 , 3 

155.4 

e: Bundesministerium für Wirtschaft 

% ihrer Gesamtexporte 

Z370,9 

"]7b,4 

. I>JL , n 10R7 
^73,5 u iyö ' 1 

" 182,3 []1958 

67,4 

T/4,3 

F
I-

G
ra

fi
k 



Argumente 
zur Wirtschaftspolitik 

Nr 23/Februar 1989 
Seite 4 

Mobilitätshemmnisse für Arbeit­
nehmer durch gegenseitige Aner­
kennung der beruflichen Befähi­
gungsnachweise beseitigt werden. 
Schließlich gehört zu den Kernbe­
reichen des geplanten Binnen­
marktes eine wettbewerbsgerechte 
Gestaltung der öffentlichen Auf­
tragsvergabe. Das wird nicht alles 
bis 1993 zu bewältigen sein. Ent­
scheidend ist jedoch, daß alle 
Schritte konsequent in diese Rich­
tung gelenkt werden. 

Sozialordnung entwickeln 

Auch auf diesem für die Lei­
stungsfähigkeit des Binnenmarktes 
und sein inneres Klima wichtigen 
Gebiet gibt es zwei widerstreitende 
Grundvorstellungen: Wettbewerb 
der Staaten und ihrer sozialen 
Bedingungen untereinander oder 
Angleichung der arbeits- und so­
zialrechtlichen Regeln durch Ge­
setz oder bürokratischen Akt. 

Beide Alternativen haben ihre 
Befürworter, seit Europa als "so­
zialer Raum" entdeckt wurde. Ins­
besondere Gewerkschaften in der 
Bundesrepublik mit den hier er­
reichten hohen sozialen Standards 
drängen darauf, daß viele davon in 
die Gemeinschaft übernommen 
werden - von der Tarifhoheit 
selbst bis hin zu inhaltlichen Fest­
legungen der Arbeitsbedingungen 
im einzelnen. Um den Boden dafür 
zu bereiten, wird "Solidarität" 
angemahnt. Die Zweischneidigkeit 
dieser Argumentation wird schon 
daraus deutlich, daß diese Art von 
Solidarität vor allem den Arbeit­
nehmern am südlichen Rand der 
Gemeinschaft ihre einzigen 
Trümpfe - geringere Lohnkosten 
und längere Arbeitszeit - aus der 
Hand nehmen und sie damit zu 
großen Zahlen in die Arbeitslosig­
keit abdrängen würde. 

Deshalb muß im Interesse der 
Arbeitnehmer wie der Gemein­
schaft selbst auch der Sozialbereich 

vom Wettbewerb geprägt sein. 
Jedem Staat muß es überlassen 
bleiben, seine arbeits- und tarif­
rechtlichen Regelungen mit Blick 
auf den Binnenmarkt zu durchfor­
sten und sie im Ergebnis zu revi­
dieren oder auch auszubauen. 

Das muß keineswegs zum Abbau 
sozialer Vergünstigungen und Po­
sitionen führen. Denn für arbeits­
platzschaffende Investitionsent­
scheidungen kommt es letztlich auf 
die Standortbedingungen in ihrer 
Gesamtheit an, zu denen die Qua­
lifikation der verfügbaren Ar­
beitskräfte ebenso gehört wie Fle­
xibilität am Arbeitsmarkt und 
Arbeitsplatz, Infrastruktur und 
stabiles soziales Klima. Je günsti­
ger die Gesamtbedingungen eines 
Landes im Standortwettbewerb, 
desto höhere Ansprüche kann es 
sich und können sich seine Tarif­
parteien leisten. Allerdings gehört 
es zu den deutschen Trugschlüssen, 
daß wir auch unter Binnenmarkt­
bedingungen und noch dazu bei 
unserer Bevölkerungs-Überalte­
rung dauerhaft an allem zugleich 
festhalten können: an hohen Ar­
beitseinkommen und gewaltigen 
Sozialleistungen, an immer mehr 
Freizeit und bequemen einheitli­
chen Arbeitszeitregelungen. 

Für die Bundesrepublik wie für 
alle Staaten muß der Blick wieder 
auf den elementaren Zusammen­
hang von Ursache und Wirkung, 
von Produktivität und Wohlstand 
gelenkt werden: Nur bei Produkti­
vitätssteigerungen können hohe 
Einkommen und soziale Verbesse­
rungen erreicht werden, und die 
setzen mehr Investitionen sowie 
einen flexibleren Arbeitsmarkt 
voraus. Im übrigen wird es auch 
auf dem sozialen Sektor zu fakti­
schen Angleichungen unter den . 
Staaten kommen, weil eindeutig 
bessere Arrangements sich letztlich 
durchsetzen. Freilich darf auch für 
den Sozialbereich der Wettbewerb 
nicht ohne jede Eingrenzung gel­

ten. Es gibt Gebiete, in denen ge­
meinschaftsweite Mindeststan­
dards geboten sind. Das trifft vor 
allem auf den nichtproduktbezo­
genen Arbeitsschutz und produkt­
bezogene technische Vorschriften 
zu. Hier ist die Gemeinschaft be­
reits intensiv tätig. 

Insgesamt wird die Sozialpolitik 
unter den Bedingungen des 320 
Millionen Menschen umfassenden 
Binnenmarkts ganz anders ausse­
hen, als inbesondere wir in der^ 
Bundesrepublik es gewohnt sinc^P 
Was wirkliche "soziale Errungen­
schaften" sind, die - in der schon 
Immobilität verratenden Sprache 
ihrer Verfechter - europaweit 
"verankert" werden müssen, diese 
Frage wird ganz neu zu stellen sein, 
und angesichts der unterschiedli­
chen Wertvorstellungen und Le­
bensgewohnheiten der europäi­
schen Regionen auch ganz andere 
Antworten finden. Das wird insge­
samt zu einer fruchtbaren Neuein­
schätzung führen. 

Steuersysteme konkurrieren 
lassen 

Auf dem Feld der Besteuerung i s l ^ 
der Wettbewerb unter den euro-^P 
päischen Staaten längst entbrannt. 
Wie sie sich im einzelnen auf die­
sen Wettbewerb einstellen, sollte 
auch weiterhin grundsätzlich ih­
nen selbst überlassen bleiben -
schließlich müssen sie ihre Stand­
ortpolitik vor ihren Bürgern auch 
in eigener Verantwortung vertre­
ten. Es besteht also auch kein 
Anlaß für eine allumfassende 
Steuerharmonisierung. Das trifft 
insbesondere auf die Art und Höhe 
der Unternehmensbesteuerung zu. 
Die meisten Industrieländer haben 
sie in den letzten Jahren zum Teil 
drastisch gesenkt oder planen sol­
che Erleichterungen noch vor Rea­
lisierung des Binnenmarkts. 

Für die deutschen Unternehmen 
verstärkt sich dadurch der in die-
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sem Bereich ohnehin schon beste­
hende Wettbewerbsnachteil. Der­
zeit werden die nicht ausgeschüt­
teten Gewinne deutscher Kapital­
gesellschaften mit 70,8% belastet; 
das ist etwa doppelt so hoch wie die 
Steuerbelastung der Unternehmen 
in Großbritannien (siehe Grafik). 
Zwar wird zum 1.1.1990 durch die 
dritte Stufe der Steuerreform (Sen­
kung der Körperschaftsteuer von 
56 auf 50%) die Steuerbelastung 
des einbehaltenen Gewinnes der 
Kapitalgesellschaften auf 66,2% 

gesenkt, dennoch wird die Bun­
desrepublik auch danach das Land 
mit der höchsten Unternehmen­
steuerlast bleiben. Soll die Bundes­
republik auch künftig ihre Chance 
als Investitionsstandort behalten, 
ist eine Angleichung bei der Un­
ternehmensbesteuerung unum­
gänglich. Wird diese nicht recht­
zeitig in Angriff genommen, so 
werden Kapitalverlagerungen das 
dann weit schmerzlicher erzwin­
gen. 

Während bei den direkten Steuern 
unbestritten das Ursprungsland­
prinzip gilt, wird im Rahmen des 
Binnenmarkt-Projektes eine ver­

ordnete Harmonisierung der indi­
rekten Steuern angestrebt. Die 
EG-Länder (mit Ausnahme Grie­
chenlands) praktizieren zwar das 
gleiche System der Mehrwertsteu­
er, allerdings mit weit auseinan­
derklaffenden Sätzen. Schon die 
Normalsätze differieren zwischen 
12 und 25%. Nach den Vorstellun­
gen der EG-Kommission sollten 
die Normalsätze der Mehrwert­
steuer - ausgehend von einer 
gemeinsamen Bemessungsgrundla­
ge - auf eine Spanne von 14 bis 
20% eingeebnet werden, bei ermä­
ßigten Sätzen (vor allem für Nah­
rungsmittel, Energie und Perso­
nenverkehr) von 4 bis 9%. Luxus­
steuern und Nulltarif wären nicht 
mehr erlaubt. Die Bundesrepublik 
läge mit ihren beiden Sätzen - 14 
und 7% - bereits in dem von 
Brüssel avisierten Bereich, wäh­

rend andere Mitgliedstaaten nicht 
nur die Steuersätze, sondern darü­
ber hinaus ihr Steuersystem erheb­
lich umstellen müßten. Weil in 
diesem Bereich nur schwer eine 
Einigung zu erzielen ist, sollte auch 
hier das Ursprungslandprinzip 
gelten. Da die Mehrwertsteuer bei 
der Ausfuhr rückvergütet und bei 
der Einfuhr dem Preis zugeschla­
gen wird, meinen viele, auch die 
EG-Kommission, daß für die Be­
seitigung der Zollgrenzen eine 
Harmonisierung der Mehrwert­
steuersätze notwendig sei. Ob das 
der Fall ist und inwieweit Unter­
schiede bei der Höhe der Mehr­
wertsteuersätze sich über Wech­
selkursanpassungen von selbst aus­
gleichen, bleibt freilich abzuwar­
ten. 

Keine Festung bauen 

Zum Wettbewerb im Innern der 
Gemeinschaft muß schließlich der 
Wettbewerb nach außen hinzutre­
ten. Die durch den Abbau von 
materiellen, technischen und steu­

erlichen Schranken beabsichtigte 
"Festigung Europas" darf nicht, 
wie die Drittländer und insbeson­
dere der wichtige Handelspartner 
USA befürchten, zu einer "Fe­
stung Europa" werden. 

Die Sorgen dieser Länder sind 
nicht einfach von der Hand zu 
weisen. Zum einen gibt es erhebli­
che Handelsbeschränkungen gera­
de dort, wo ein gemeinsamer 
Markt schon eingeführt ist - bei 
Kohle, Stahl und auf dem Agrar-
sektor. Zum anderen haben die 
Staaten der Gemeinschaft bei nä­
herem Hinsehen ein ganzes Instru­
mentarium von protektionistischen 
Praktiken entwickelt, die wenig 
von Liberalität erkennen lassen. 

Mit Vollendung des Binnenmarkts 
dürfte die Versuchung, zu diesen 
Mitteln zu greifen, noch stärker 
werden. Im verschärften innerge­
meinschaftlichen Wettbewerb 
werden die bedrängten Interessen­
vertreter alles daran setzen, den 
auf sie zukommenden Druck durch 
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Abschottung nach außen abzumil­
dern. Insbesondere besteht dann 
die Gefahr, daß der Grundsatz der 
Reziprozität die Handelsbeziehun­
gen zu den Drittländern bestimmen 
wird. Danach sollen die Einfuhren 
aus einem anderen Land so behan­
delt werden, wie dieses den Import 
europäischer Erzeugnisse zuläßt. 
Die Anwendung des Grundsatzes 
der Reziprozität würde den ohne­
hin hohen Außenschutz der Ge­
meinschaft noch verstärken. Den 
Schaden hätten in diesem Fall nicht 
allein die Konkurrenten aus Dritt­
ländern, sondern auch die Konsu­
menten und Unternehmen in der 
Gemeinschaft, die für geschützte 
Produkte überhöhte Preise zahlen 
müßten. In dem Maße, wie die 
Auslandskonkurrenz vom Binnen­
markt ferngehalten wird, würde 
der Druck auf die Unternehmen, 
sich im Wettbewerb mit hochlei­
stungsfähigen Anbietern aus Ja­
pan, den USA und Schwellenlän­
dern durch Produkt- und Prozeß­
innovationen zu behaupten, 
schwächer. Dies müßte zu einer 
Verlangsamung des wirtschaftli­
chen Wachstums in Europa führen. 
Gleichzeitig wüchse die Gefahr, 
daß die Wirtschaftsmacht der 
Großunternehmen und der Un­
ternehmenszusammenschlüsse un­
kontrolliert bliebe und leicht 
mißbraucht werden könnte. Was 
also not tut, ist ein liberales Kon­
zept der Gemeinschaft zur Han­
delspolitik. 

Im übrigen: Freihandelspolitik war 
und ist immer noch die beste Wett­
bewerbspolitik und zugleich 
das wirksamste Mittel gegen insti­
tutionelle und strukturelle Verkru­
stungen in der Wirtschaft als Folge 
von staatlichen Zugeständnissen 
und Eingriffen. 

Fazit: 

• Wie der in Vorbereitung befind­
liche europäische Binnenmarkt 
einmal aussehen wird, ist noch 
nicht festgeschrieben. Europa 
wird heute entwickelt. 

• Dabei stehen sich zwei wider­
streitende Zielvorstellungen ge­
genüber: Ein in Regulierungen 
gepacktes Europa mit wenig 
Anreizen und Entfaltungsmög­
lichkeiten oder ein Europa des 
Wettbewerbs, das neue Kräfte 
zur Bewältigung seiner Zu­
kunftsaufgaben freisetzt. 

t Noch besteht die Chance, ein 
solches Europa zu schaffen. Ist 
hingegen erst einmal die ab­
schüssige Bahn der politischen 
Markteingriffe und Regulie­
rungen beschritten, führt kein 
Weg zu einer freiheitlichen 
Gestaltung mehr zurück. 

• Die Bundesregierung muß darü­
ber hinaus im eigenen Land für 
den sich verschärfenden regio­
nalen und sektoralen Wettbe­
werb wieder jene ordnungspoli­
tische Ausgangsposition schaf­
fen, die einst die soziale Markt­
wirtschaft groß gemacht hat -
und dafür jetzt konsequent auf 
Deregulierung, Flexibilität und 
Verbesserung der Unterneh­
mensbesteuerung setzen. 

Ausblick 

Europa - seit dem Mittelalter Ge­
genstand des Nachdenkens und 
politischen Ringens, Spielball zen­
trifugaler und zentripetaler Kräf­
te, Synonym für wechselseitige 

Zerstörung und Aufbauversuche -
ist im Begriff, zu neuer Form und 
neuen Inhalten zu finden. Das ist 
ein langer Prozeß, dem das wirt­
schaftliche Zusammenwachsen 
vorausgeht. Doch er erschöpft sich 
nicht darin. 

Die epochale Aufgabe lautet: Un­
ter Beibehaltung der europäischen 
Vielfalt einen Raum zu schaffen, 
dessen Bewohner sich verstehen 
und ihre unterschiedlichen Kräfte 
und Gaben zusammentun - zur^ 
Verbesserung der Existenzbedin-1 
gungen aller Menschen dieser 
Sphäre, zur Erweiterung ihres gei­
stigen Horizonts und ihres Lebens­
gefühls und zur besseren Bewälti­
gung der auf die gegenwärtigen 
und künftigen Generationen zu­
kommenden globalen Herausfor­
derungen, allen voran der Erhalt 
einer Leben ermöglichenden Um­
welt. 

Zur Erreichung dieser Ziele bietet 
die Orientierung der Wirtschafts­
und Gesellschaftsordnung an der 
Idee des Wettbewerbs die beste 
Voraussetzung. Wettbewerb - statt 
Uniformierung - vom Atlantik bis 
zur Ägäis, das entspricht überdies i 
dem historisch gewachsenen 
Selbstverständnis der europäischen 
Demokratien und ist ein Zeichen 
gesunden Selbstvertrauens. 

Jetzt kommt es darauf an, daß alle 
gesellschaftlichen Kräfte in allen 
Staaten der Gemeinschaft - Poli­
tik, Wirtschaft, Wissenschaft und 
der aufmerksame Bürger - die 
Entwicklung nicht sich selbst 
überlassen, sondern sie in gemein­
samer, auf das gleiche Ziel gerich­
teter Anstrengung lenken. Europa 
wird morgen das sein, was wir, die 
Europäer, heute daraus machen. 
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